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Der Bundesminister des Auswärtigen 

I B 1 - 80.25-5/67 


Bonn, den 31. Oktober 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Internationales Jahr für Menschenrechte 1968 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 28. Juni 1967 
- Drucksache V/1739 - 


1. Der Deutsche Bundestag hat in seiner 116. Sitzung 
am 28. Juni 1967 - Drucksache V/1739 ~ die Bun- 
desregierung ersucht, im Ministerkoinitee des 
Europarats datür einzutreten, daß der Europarat 
den Plänen und Vorbereitungen der Vereinten 
Nationen für das Internationale Jahr für Men- 
schenrechte 1968 seine volle Unterstützung ge- 
währt. 

Das Ministerkomitee des Europarats hat sich erst- 
malig im Juni 1966 aufgrund der Empfehlung 458 
der Beratenden Versammlung mit dem Gedanken 
eines eigenen Beitrags des Europarats zum Inter- 
nationalen Jahr für Menschenrechte 1968 befaßt. 
Die Bundesregierung hat sich im Zusammenhang 
rnit der Behandlung dieser Empfehlung sowie bei 
den weiteren Beratungen in diesem Jahr wieder- 
holt im Ministerkomitee dafür ausgesprochen, 
daß der Europarat in Anbetracht seiner Leistun- 
gen auf dem Gebiet der völkerrechtlichen Siche- 
rung der Menschenrechte mit einem eigenen Bei- 
trag hervortritt und die Initiativen der Vereinten 
Nationen auf diesem Gebiet im Rahmen seiner 
Möglichkeiten unterstützt. 

2. Der Deutsche Bundestag hat in seiner 116. Sit- 
zung am 28. Juni 1967 ferner die Bundesregierung 
ersucht, in eigener Initiative dazu beizutragen, 
daß das Internationale Jahr für Menschenrechte 
in der Bundesrepublik die ihm zukominende Be- 
deutung erhält, und dem Bundestag über die 
getroffenen und zu treffenden Maßnahmen bis 
zum 1. November 1967 zu berichten. 

Die Bundesregierung betont hierzu zunächst, daß 
sie die Auffassung teilt, daß die Bedeutung des 
Internationalen Jahres für Menschenrechte ge- 
rade in der Bundesrepublik Deutschland in be- 


sonderem Maße zur Geltung gebracht werden 
sollte. Das entspricht sowohl unserer freiheitlich 
demokratischen Grundordnung wie auch unserer 
freiwilligen Bindung an die Ziele und Grundsätze 
der Vereinten Nationen. Die Allgemeine Men- 
schenrechtsdeklaration der VN-Vollversammlung 
ist ein wesentlicher Ausdruck dieser Ziele und 
Grundsätze. Am 10. Dezember 1968 jährt sich 
zum zwanzigsten Male der Tag, an dem die All- 
gemeine Menschenrechtsdeklaration von der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen ange- 
nommen worden ist. Deshalb wurde das Jahr 
1968 von der VN-Vollversammlung zum Jahr der 
Menschenrechte bestimmt. 

In der Bundesrepublik Deutschland sind die For- 
derungen der Allgemeinen Menschenrechtsdekla- 
ration durch die bestellende Rechtsordnung er- 
füllt. Bei der Ausgestaltung des Menschenrechts- 
jahres ist daher zunächst nicht an zusätzliche Ge- 
setzgebungsmaßnahmen zu denken. Vielmehr 
handelt es sich darum, erneut zu unterstreichen 
und hervorzuheben, daß die Grundsätze der 
Menschenrechtsdeklaration der Vereinten Natio- 
nen in Deutschland erfüllt sind. Das Verständnis, 
das die Forderungen dieser Deklaration in 
Deutschland finden, sollte aber in der breiten 
Öffentlichkeit neu belebt und verstärkt werden. 
Durch Veranstaltungen und Veröffentlichungen 
sowie durch Unterricht an Schulen und Hoch- 
schulen sollten hierbei alle Kreise des deutschen 
Volkes angesprochen werden. 

Dankenswerterweise hat sich die Deutsche Ge- 
sellschaft für die Vereinten Nationen auf An- 
regung des Auswärtigen Amts und der mit den 
Menschenrechten insbesondere befaßten Bundes- 
ministerien bereit erklärt, organisatorisch die 
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Vorbereitung des Menschenrechtsjahres in 
Deutschland aufzugreifen. Die Gesellschaft hat zu 
diesem Zweck ein Aktionskomitee ins Leben ge- 
rufen, das die Ausgestaltung des Menschenrechts- 
jahres in der Bundesrepublik Deutschland in die 
Hand nehmen wird, über die konstituierende 
Sitzung des Aktionskomitees hat die Deutsche 
Gesellschaft für die Vereinten Nationen in einem 
Schreiben vom 24. Oktober 1967 nachstehendes 
ausgeführt: 

„Die erste Sitzung des Aktionskomitees fand 
am 13. Oktober 1967 in Bonn statt. Aufgrund 
der vorangegangenen Besprechungen im Aus- 
wärtigen Amt vom 2. und 5. Oktober 1967 hatte 
die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten 
Nationen die vorläufige Federführung über- 
nommen und am 6. Oktober 1967 Einladungen 
zur ersten Sitzung an folgende Institutionen 
bzw. Persönlichkeiten gemäß der Vorerörte- 
rung gesandt: 

1. Auswärtiges Amt 

2. Presse- und Informationsamt der Bundes- 
regierung (Staatssekretär von Hase) 

3. Bundeszentrale für politische Bildung 
(Dr. Franken) 

4. Bundesministerium für Angelegenheiten 
des Bundesrates 

(Staatssekretär Prof. Dr. Schäfer) 

5. Kuratorium Unteilbares Deutschland 
(Geschäftsführenden Vorsitzenden 
Dr. Schütz) 

6. Deutsche UNESCO-Kommission 
(Generalsekretär Dr. Zeit) 

7. Ständige Konferenz der Kultusminister der 
Länder (Ministerialdirektor Frey) 

8. Westdeutsche Rektorenkonferenz 
(Generalsekretär Dr. Fischer) 

9. Bund der Vertriebenen 
(Generalsekretär Schwarzer) 

10. Prof. Dr. Süsterhenn, MdB 

11. Prof. Dr. Partsch. 


Der Einladung leisteten Folge: ! 

1. Das Auswärtige Amt durch Herrn VLR Dr. ; 

v. Hasseil vom Referat Vereinte Nationen ! 
(I B 1), | 

2. Das Bundespresseamt durch Herrn Ministe- j 
rialdirigenten Dr. Schirmer, Abteilungslei- ; 
ter Ausland, Herrn Hanns Küffner, stellv. ; 
Abteilungsleiter Inland, und Herrn Regie- 
rungsrat Captuller, 


3. Die Bundeszentrale für politische Bildung 
durch Herrn Schultheiß, stellv. Leiter der 
Bundeszentrale, für den erkrankten Leiter 
Dr. Franken, 

4. Das Kuratorium Unteilbares Deutschland 
durch Herrn Dr. W. W. Schütz als Ge- 
schäft slührender Vorsitzender, 

5. Die Ständige Konferenz der Kultusminister 
der Länder durch Herrn Ministerialdirek- 
tor Frey, Generalsekretär der Kultusmini- 
sterkonferenz, und Herrn Rübsamen, 

6. Der Bund der Vertriebenen durch Herrn 
Generalsekretär Schwarzer, 

7. Herr Prof. Dr. Partsch, Universität Bonn, 
als Vertreter der Fachwissenschaft, 

8. Von der Deutschen Gesellschaft für die 
Vereinten Nationen die 1. Vorsitzende, 
Frau A. Renger, MdB, und der amtierende 
Generalsekretär, Herr Seinsch, und Herr 
Assessor Grönert als potentieller Ge- 
schäftsführer des Aktionskomitees. 

Die am Erscheinen verhinderten Organisatio- 
nen bzw. Persönlichkeiten 

Deutsche UNESCO-Kommission, 

Staatssekretär Prof. Dr. Schäfer vom Bun- 
desministerium für Angelegenheiten des 
Bundesrates, 

Prof. Dr. Süsterhenn, MdB (Europarat), 

Westdeutsche Rektorenkonferenz 

haben volle Unterstützung und Förderung der 
ihnen mitgeteilten Absicht in ihrem Bereiche 
zu gesagt. 

Die Leitung der Sitzung am 13. Oktober 1967 
hatte Frau Renger. Frau Renger unterrichtete 
die Erschienenen über das Zustandekommen 
und den Sinn der Sitzung. Hierauf konstituier- 
ten sich die Erschienenen als Aktionskomitee, 
wobei Einstimmigkeit darüber bestand, daß 
eine Erweiterung ggf. noch möglich sein müsse. 
Das Aktionskomitee müsse sich auf ein Kura- 
torium bedeutender und einflußreicher Persön- 
lichkeiten des öffentlichen Lebens stützen, 
möglichst unter der Schirmherrschaft von Bun- 
destagspräsident Dr. Gerstenmaier. 

Als Angehörige des Kuratoriums wurden er- 
wogen, wobei bezüglich der Vertreter von 
Verbänden und Institutionen Sondierungen er- 
folgen müßten: 

Kardinal Döpfner (Katholische Kirche) 

Landesbischof Dr. Dietzfelbinger 
(Evangelische Kirche) 
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Dr. van Dam 

(Zentralrat der Juden in Deutschland) 

Oberbürgermeister Bockeimann 
(Kommunale Spitzenverbände) 

Berg (Bundesverband der Deutschen 
Industrie) 

Rosenberg (DGB) 

Bundesjustizminister Dr. Dr. Heinemann 

1 . und 2. Fernsehen 

Prof. Dr. Eckert (Internationales 
Schulbuchinstitut, Braunschweig) 

Vertreter von Kunst und Wissenschaft 
(Hagelstange, Prof. Liebermann, 

Prof. Heisenberg) 

Deutscher Frauenring 
Deutscher Studentenbund 
Bundesjugendring 
und etwaige Ergänzungen. 

Eine ausführliche Aussprache ergab als Arbeits- 
ziel, in der breiten Öffentlichkeit Verständnis 
für die Menschenrechte zu wecken. Das läge 
zudem über die allgemeine Bedeutung hinaus 
im besonderen deutschen Interesse. 

Das Aktionskomitee war sich einig über die 
Abhängigkeit aller Aktionen von der Höhe der 


zur Verfügung gestellten Mittel. Angesichts 
der Finanzlage des Bundes wurde deshalb von 
vornherein angestrebt, daß am Thema Men- 
schenrechte interessierte Stellen Aktivitäten 
ihres Bereichs nach Möglichkeit aus eigenen 
planmäßigen Mitteln bestreiten sollten. An 
Eigenmitteln des Aktionskomitees wurde je- 
doch als absolut unterste Grenze der Betrag 
von 300 000 DM als erforderlich angesehen, 
der nach Sachlage aus Bundesmitteln kommen 
müsse. 


Nach Aussage der Bundeszentrale belaufen 
sich die Ausgaben für eine Broschüre des in 
Frage kommenden Umfangs bei einer für erfor- 
derlich gehaltenen Mindestauflage von 200 000 
Stück bereits auf 100 000 DM. Die Bestellung 
eines Geschäftsführers nebst Sekretärin für 
1968 ist unumgänglich. Bezüglich der erwoge- 
nen Ausgestaltung des Jahres der Menschen- 
rechte 1968 wird auf die Anlage verwiesen." 

Das Auswärtige Amt hält den von dem Aktions- 
komitee zur Ausgestaltung des Jahres für Men- 
schenrechte in Ausssicht genommenen Rahmen 
für geeignet, um dem Menschenrechtsjahr in der 
Bundesrepublik Deutschland die ihm zukom- 
mende Bedeutung zu geben. Die Frage der Auf- 
bringung des Betrags von 300 000 DM, den das 
Aktionskomitee als unterste Grenze für die er- 
forderlichen Ausgaben bezeichnet, bedarf jedoch 
noch der Klärung. 


Brandt 
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Anlage 


Die erste Sitzung des Aktionskomitees ergab folgende Über- 
sicht über Vorschläge zur Ausgestaltung des Jahres der 
Menschenrechte 1968 in der Bundesrepublik Deutschand: 

Anregung und Koordinierung von in der Bundesrepublik mög- 
lichen Aktivitäten von Verbänden, Institutionen, Schulen, 
Massenmedien usw. 

Veranstaltungen: 

Eine repräsentative Bundes-Veranstaltung am 10. Dezember 
1968, dem 20. Jahrestag der Annahme der Allgemeinen Er- 
klärung der Menschenrechte, im Bundestag mit dem Herrn 
Bundestagspräsidenten und potentiellen Schirmherrn des 
Aktionskomitees als Sprecher; 

Repräsentative Landes-Veranstaltungen in der Kongreßhalle 
Berlin und in den Landeshauptstädten, im entsprechenden 
Rahmen und mit entsprechenden Sprechern und Fachreferaten; 

Kleinveranstaltungen durch der Sache verbundene Organi- 
sationen; 

Veranstaltungen in Schulen und Universitäten. 
Publikationstätigkeit: 

Massenauflage der Allgemeinen Erklärung der Menschen- 
rechte; 

Großauflage von Texten, die von der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte ver- 
abschiedet wurden; 

Erstellung von Redneranweisungen für Referenten und 
Seminare; 

Beilagen für Zeitungen und Illustrierte; 

Lehrmaterial für Schulen aller Art; 

Broschüre über die Bedeutung der Menschenrechte im allge- 
meinen und für Deutschland im besonderen für breite Be- 
völkerungskreise ; 

Anregung und Unterstützung von Sonderausgaben bzw. von 
Menschenrechts-Beiträgen in einschlägigen Zeitschriften. 

Sonstige Öffentlichkeitsarbeit: 

Prüfung und Einsatz von Filmen (Synchronisierung) in Kinos, 
im Fernsehen sowie von Schmalfilmen in Schulen. 
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